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1. Geltungsbereich der 2. Änderung  und  2. Ergänzung  
 

Geltungsbereich der 2. Änderung: 

Gemarkung   Zinnowitz  

Flur    13  

Flurstücke   92/6 und 86/22 teilweise 

 

Geltungsbereich der 2. Ergänzung: 

Gemarkung   Zinnowitz  

Flur    13  

Flurstück   92/8 

 

Das Bebauungsplangebiet Nr. 16 „Wohnbebauung am Erlengrund“ befindet 

sich nördlich der Bahnstrecke Wolgast - Ahlbeck. Es wird im Norden durch das 

Neubaugebiet „Am Erlengrund“, im Osten durch die Wohnbebauung am 

Salzhorstweg, im Süden durch die Straße „Am Bahnhof“ und im Westen durch 

den Wiesenweg begrenzt. 

Der Geltungsbereich der 2. Änderung  und  2. Ergänzung des Bebauungsplanes 

Nr. 16 umfasst  nicht den gesamten Geltungsbereich der Ursprungssatzung, 

sondern nur die o. g. Flurstücke. 

 

 Eigentumsverhältnisse 

 

Die betroffenen Flurstücke sind Privateigentum. 

     

 Größe des Geltungsbereiches 

 

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von rd. 477 m². 

  

 Bestandssituation 

Das Plangebiet ist von der Straße Am Eichenring über eine geschotterte Zufahrt 

erreichbar. Es ist im Norden durch eine Heckenpflanzung aus Kirschlorbeer, im 

Osten durch ein aufgelassenes Gebäude, im Süden von einem Gehweg mit 

anschließender Wohnbebauung sowie im Westen durch einen Zaun mit 

Sichtschutzvorrichtung begrenzt. 

Das Plangebiet selbst weist im Anschluss an die geschotterte Zuwegung 

Rasenflächen auf, die als siedlungstypische Vegetationen nur eine 

untergeordnete naturschutzfachliche Bedeutung haben. In nördlicher Richtung 

nimmt der Anteil an ruderalen Vegetationen zu, die sich im Zuge der 

jahrelangen Auflassung ungehindert entwickeln konnten. Neben einigen 

Gehölzinitialen, bei denen es sich vorrangig um Siedlungsgehölze handelt, 

kommen ruderale Hochstauden, wie Beifuß, Goldrute, Nachtkerze, Ampfer, u. 

a. Pflanzenarten vor.  

Im östlichen Teil des Plangebietes befinden sich verdichtete sowie mit 

Fundamenten und Betonplatten versiegelte Bodenbereiche. Hier wurden auch 

flächenhafte Ablagerungen von Gartenabfällen und Bauteilen sichtbar, die 

bereits von ruderalen Vegetationen überformt sind. 

Das Plangebiet weist keine Baumbestände auf. Auch gesetzlich geschützte 

Biotope kommen im Plangeltungsbereich nicht vor. 
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Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine unbebaute innerörtliche 

Fläche, die aufgrund der jahrelangen Auflassung von ruderalen 

Hochstaudenfluren gekennzeichnet ist. Lediglich im Anschluss an den 

Erschließungsweg kommen Rasenvegetationen vor, die aus 

naturschutzfachlicher Sicht von untergeordneter Bedeutung sind. 

 

2. Anlass,  Ziel und Inhalt  der Planaufstellung  
 

Anlass für die Aufstellung der 2. Änderung  und  2. Ergänzung des 

Bebauungsplanes Nr. 16 ist der Antrag des Grundstückseigentümers  der 

Flurstücke 92/6 und 92/8  zur Schaffung der bauplanungsrechtlichen 

Voraussetzungen für die geplante Bebauung des Grundstückes mit einem 

Wohngebäude. 

Eine Teilfläche aus Flurstück 86/22 wird in den Geltungsbereich einbezogen, um 

das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Flurstücke 92/6 und 92/8 zu 

regeln. 
 

Ziel der Planung ist es, eine kleinteilige Standortreserve für die Umsetzung eines 

zusätzlichen Wohngebäudes zu erschließen. 

Die Gemeinde Zinnowitz unterstützt das Vorhaben,  da damit eine 

Nachverdichtung bestehender Bebauungsstrukturen bewirkt wird, welche 

jedoch  die Grundzüge des Bebauungsplanes Nr. 16 nicht berührt. 
 

Der wesentliche Inhalt der Aufstellung der 2. Änderung  und  2. Ergänzung des 

Bebauungsplanes Nr. 16  besteht darin, das für das  Plangebiet festgesetzte 

Baufeld örtlich zu verschieben bzw. zu erweitern, um darin das geplante 

Wohngebäude errichten zu können. 

 

Die zeichnerischen Festsetzungen werden an das städtebauliche Planziel 

angepasst und berücksichtigen die aktuelle Bestandssituation.  
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Die Festsetzungen des Text (Teil B) und der  Nutzungsschablone  werden 

entsprechend der Ursprungssatzung übernommen. 

Wo dies erforderlich ist, werden Präzisierungen gemäß den derzeit gültigen 

Rechtsvorschriften vorgenommen. 

 

3. Rechtsgrundlagen und gewähltes Planverfahren    

 

Rechtsgrundlagen  

 Baugesetzbuch  (BauGB)  in  der  Fassung  vom  23.09.2004  (BGBl .  I, S. 

2414), zuletzt geändert am 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) 

 

 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke 

(Baunutzungsverordnung - BauNVO) i. d. F. vom 23.01.1990 (BGBl. I, S. 

132), zuletzt geändert am 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) 

 

 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung 

des Planinhalts (Planzeichenverordnung  - PlanZV) i. d. F. vom 18.12.1990 

(BGBl. I 1991, S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 

04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) 

 

 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnatur-

schutzgesetz BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert 

am 15. 09.2017 (BGBl. I S. 3434)  

 

 Gesetz des Landes Mecklenburg – Vorpommern zur Ausführung des 

Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausführungsgesetz – NatSchAG 

M-V) vom 23.02.2010 (GS M-V GI Nr. 791-8), zuletzt geändert durch Artikel 

15 des Gesetzes vom 27.05.2016 (GVOBl. M-V S. 431, 436) 

 

 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 24.02.2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch 

Artikel 2 des Gesetzes vom 08.09.2017 (BGBl. I S. 3370)  

 

 Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 15.10.2015 (GVOBl. M-V S. 344), 

zuletzt geändert am 13.12.2017 (GVOBl. M-V S. 331) 

 

 Gesetz über die Raumordnung und Landesplanung des Landes 

Mecklenburg-Vorpommern - Landesplanungsgesetz (LPlG) in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 05.05.1998, zuletzt geändert durch Artikel 1 

des Gesetzes vom 18. 05.2016 (GVOBl. M-V S. 258) 

 

 Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg - Vorpommern 

(LEP- M-V) vom 09.06.2016 (GVOBl. M-V S. 322) 

 

 Regionales Raumentwicklungsprogramm Vorpommern (RREP VP 2010) 

vom 20.09.2010   
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Gewähltes Planverfahren  

Die Aufstellung der 2. Änderung  und  2. Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 

16 soll im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB erfolgen. 

Die Zulässigkeitsvoraussetzungen liegen vor, da  

- die Grundzüge der Ursprungsplanung nicht berührt werden. 

Das Änderungs- und Ergänzungsgebiet umfasst lediglich einen 

kleinteiligen Geltungsbereich von rd. 477 m². 

Die Ausweisung als Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO wird 

beibehalten. Es handelt sich um die Anpassung einzelner textlicher und 

zeichnerischer Festsetzungen. 

- die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung  oder nach Landesrecht unterliegen, nicht 

vorbereitet oder begründet wird. 

- keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 b 

BauGB genannten Schutzgüter bestehen.   

(Erhaltungsziele und Schutzzwecke der Gebiete von gemeinschaftlicher 

Bedeutung (z. B. FFH- Gebiete) und der Europäischen Vogelschutz-

gebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes) 

Das Plangebiet berührt keine Schutzgebietskulissen eines Natura 2000- 

Gebietes. 

Es befindet sich nicht im Landschaftsschutzgebiet „Insel Usedom mit 

Festlandgürtel“.   

Mit der Bebauung im Plangebiet sind Bodenversiegelungen sowie 

Verluste von Vegetationen verbunden, wobei es sich vorrangig um 

siedlungstypische Biotope und Biotope mit ruderalem Artenbestand 

handelt, die sich im Zuge der jahrelangen Auflassung entwickeln 

konnten. 

Infolge der geplanten Bebauung in dem Änderungsgebiet ergeben sich 

keine zusätzlichen Eingriffswirkungen. Der rechtskräftige Bebauungsplan 

weist für das Baugrundstück eine Grundflächenzahl von 0,4 aus. Die 

aktuelle Bebauungsplanung sieht lediglich eine Verschiebung der 

Baugrenze in östlicher Richtung vor, so dass eine zusätzliche 

Flächeninanspruchnahme bei einer Beibehaltung der Grundflächenzahl 

ausgeschlossen werden kann. 

Artenschutzrelevante Belange sind aufgrund der Habitatausstattung und 

der fortgeschrittenen Sukzession des Vegetationsbestandes nicht 

betroffen. 

 

Entsprechend   § 13 (3)  BauGB  wird  im  vereinfachten  Verfahren  nach § 13 

BauGB von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem 

Umweltbericht nach § 2a BauGB und von der Angabe nach § 3 (2) Satz 2 

BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie 

von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10 a (1) abgesehen; § 4c 

(Überwachung) ist nicht anzuwenden. 

Gemäß § 13 (2) 1. BauGB wird im  vereinfachten  Verfahren  nach § 13 BauGB 

von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 (1) und § 4 (1) 

BauGB abgesehen. 
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Die Öffentlichkeitsbeteiligung wird im  Rahmen  der  öffentlichen  Auslegung 

gemäß § 13 (2) 2. BauGB und Aufforderung der von der Planung berührten 

Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden zur 

Stellungnahme gemäß § 13 (2) 3. BauGB durchgeführt.  

 

Planungsstand: 

- Die Gemeindevertretung des Ostseebades Zinnowitz hat am 20.02.2018 

den Beschluss zur Aufstellung der 2. Änderung  und  2. Ergänzung des 

Bebauungsplanes Nr. 16 gefasst und im Amtsblatt „Der Usedomer 

Norden“ am 21.03.2018  bekanntgemacht.  

 

- Die Entwurfsunterlagen von 04-2018 wurden der Gemeinde Ostseebad 

Zinnowitz zur Beschlussfassung über die Befürwortung des Entwurfes  

sowie zur Offenlegung der Entwurfsunterlagen und Beteiligung der 

betroffenen Behörden und sonstigen Träger  öffentlicher Belange gemäß 

§ 4 Abs. 2 BauGB und der Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB 

vorgelegt. 

 

- Abschließend findet die Behandlung der  eingegangenen Bedenken und 

Anregungen statt, wobei insbesondere die Belange gemäß § 1 (6) und 

(7) BauGB in den Abwägungsprozess einzustellen sind.  

Das Verfahren wird mit dem Satzungsbeschluss nach § 10 (1) BauGB 

abgeschlossen. 

 

- Die Satzung bedarf keiner Genehmigung, da die 2. Änderung  und  2. 

Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 16 aus dem wirksamen  

Flächennutzungsplan entwickelt wird. 

 

4. Flächennutzungsplan und übergeordnete Planungen  

 
Flächennutzungsplan 

Die 2. Änderung  und  2. Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 16  wird  gemäß 

§ 8 Abs. 2 BauGB aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde 

Zinnowitz entwickelt. 

Im wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Ostseebad Zinnowitz in der 

Neufassung von 2004 ist das Plangebiet  als  Wohnbaufläche gemäß § 1 (1)1.  

BauNVO ausgewiesen. 

 

Für die Gemeinde Ostseebad Zinnowitz befindet sich die Neuaufstellung des 

Flächennutzungsplanes in Bearbeitung.  

Das Bebauungsplangebiet Nr. 16 ist als Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 

BauNVO festgesetzt. Eine dementsprechende Festsetzung wurde im Vorentwurf  

der Planzeichnung zur Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes 

vorgenommen. Die Planungsziele der 2. Änderung  und  2. Ergänzung des 

Bebauungsplanes Nr. 16  werden somit auch  im Rahmen der in Bearbeitung 

befindlichen Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes inhaltlich 

berücksichtigt. 
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Auszug aus der Planzeichnung zum Vorentwurf der Neuaufstellung des 

Flächennutzungsplanes mit Kennzeichnung des Plangebietes 

 

Übergeordnete Planungen 

Gemäß § 1 (4) BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung 

anzupassen. 

Folgende Ziele der Raumordnung und Landesplanung gemäß 

Landesplanungsgesetz, Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg- 

Vorpommern (LEP M-V) vom 09.06.2016 (GVOBl. M-V S. 322) sowie dem 

Regionalen Raumentwicklungsprogramm Vorpommern (RREP VP) vom 

20.09.2010 sind für den Planbereich zu beachten: 

 

 Die Gemeinde Ostseebad Zinnowitz fungiert als Grundzentrum und  ist 

dem  Mittelzentrum Wolgast  zugeordnet. 

„Grundzentren sollen die Bevölkerung ihres Nahbereiches mit Leistungen 

des qualifizierten Grundbedarfs versorgen. Sie sollen als überörtlich 

bedeutsame Wirtschaftsstandorte gestärkt werden und Arbeitsplätze für 

die Bevölkerung ihres Nahbereichs bereitstellen.“ 

(Punkt 3.2.4 (2) RREP VP) 

 

Mit der Entwicklung des Plangebietes wird  dem landesplanerischen Ziel 

gemäß Landesraumentwicklungsprogramms M-V Punkt 4.1 (5) zur 

Siedlungsentwicklung entsprochen, wonach vorrangig die  

Innenentwicklungspotentiale sowie Möglichkeiten der Nachverdichtung 

zu nutzen sind. 
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Das Vorhaben ist mit den Zielen der Raumordnung vereinbar. 

Dies wurde durch das Amt für Raumordnung und Landesplanung 

Vorpommern mit der Stellungnahme vom 05.06.2018 bestätigt. 

 

 Die Gemeinde Ostseebad Zinnowitz liegt gemäß Punkt 3.1.3 (3) RREP VP 

in einem Tourismusschwerpunktraum und ist als  Schwerpunkt für den 

Kultur- und Städtetourismus ausgewiesen. (Punkt 3.1.3 (10) RREP VP). 

 

 Das Plangebiet liegt außerhalb von Vorbehalts- und Vorranggebieten für 

Naturschutz und Landschaftspflege. 

Die für den Bebauungsplan Nr. 16 getroffenen gebietsspezifischen 

Festsetzungen zum  Natur- und Umweltschutz behalten im Rahmen der 2. 

Änderung  und  2. Ergänzung ihre Gültigkeit. 

 

 Das Plangebiet befindet sich in einem Vorbehaltsgebiet für 

Trinkwasserschutz. Es berührt die Trinkwasserschutzzone III. Dieses erfordert 

eine Einhaltung der in der Trinkwasserschutzzone geltenden Verbote und 

Nutzungseinschränkungen. 

 

 Das Plangebiet befindet sich in einem Vorbehaltsgebiet für Küsten- und 

Hochwasserschutz. Aufgrund der Höhenlage des Plangebietes kann eine 

Hochwassergefährdung nicht ausgeschlossen werden. 

 

5. Beschreibung  und Begründung des Planinhaltes     

 

5.1 Planzeichnung (Teil A)  

 

Plan oben 

Die Planzeichnung (Teil A) im Maßstab 1:500 basiert auf einem  Lage- und 

Höhenplan des Vermessungsbüros Biesterfeldt von 03-2018. 

 

Plan unten 

Ein Auszug aus der Planzeichnung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 16 

wurde unten auf dem Plan  im Maßstab 1 : 500 nachrichtlich dargestellt und mit 

einer Kennzeichnung des Geltungsbereiches der 2. Änderung und 2. Ergänzung 

versehen. 

 

Entsprechend den aktuellen Planungsabsichten werden folgende Änderungen  

in der Planzeichnung (Teil A) zur 2. Änderung und 2. Ergänzung des   

Bebauungsplanes Nr. 16 (Plan oben) vorgenommen: 
 

 Geltungsbereich gemäß § 9 (7) BauGB 

Die Geltungsbereichsgrenze des Änderungs- und Ergänzungsgebietes wurden 

mit dem Planzeichen 15.13 der PlanzV  festgelegt.  

Der Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 16  im Bereich 

des Änderungs- und Ergänzungsgebietes ist mit einem abgewandelten 

Planzeichen 15.13 der PlanzV  in grau dargestellt. 
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 Baugrenzen gemäß § 23 (3) BauNVO 

Im Bebauungsplangebiet Nr. 16 sind die überbaubaren Grundstücksflächen 

durch Baugrenzen festgesetzt. 

 

Ursprüngliche Planungsabsicht war die Errichtung von einem Wohngebäude 

auf dem vormaligen Flurstück 92/2. 

Zwischenzeitlich wurden aus dem vormaligen Flurstück 92/2  die Flurstücke 92/6 

und 92/7 gebildet. Auf Flurstück 92/7 wurde ein Wohngebäude errichtet. 

 

Gemäß Ursprungssatzung  verbleibt für das Flurstück 92/6  ein Baufeld in einer 

Tiefe von 10 m. Unter Beachtung der Abstandsflächen wäre das Grundstück 

somit nur teilweise  und mit einem Gebäude in einer Tiefe von max. 7 m 

bebaubar. 

 

Das östlich angrenzende vormalige Flurstück 92/1 wurde geteilt in die Flurstücke 

92/8 und 92/9.   

Das Flurstück 92/8 wurde vom Eigentümer des Flurstückes 92/6 erworben. 

Beide Flurstücke ergeben eine Grundstücksfläche von rd. 416 m²,  so dass sich 

nunmehr die Möglichkeit einer zusätzlichen Bebauung mit einem 

Wohngebäude  bietet. 

 

Das Baufeld im Plangebiet wird unter Berücksichtigung der  nachrichtlich 

dargestellten Baufeldfestsetzungen  der umgebenden Grundstücke  der 

Ursprungssatzung angepasst, so dass die Baufelder in sich geschlossen sind. 

 

Hierzu wird das Baufeld des Plangebietes  bis zur  westlichen Plangebietsgrenze 

geöffnet und so mit der Baugrenze des  angrenzenden Flurstückes  92/7  

verbunden. 

 

Eine Verbindung zum Baufeld des südlich angrenzenden Flurstückes 86/22 ist  

aufgrund der Festlegung des Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes auf Flurstück 

86/22 nicht möglich. 

Daher wird das Baufeld des Flurstückes 86/22 an der südlichen 

Geltungsbereichsgrenze geschlossen. 

Ebenso sind aufgrund  der grenznahen Bebauung auf Flurstück 92/9 mit einem 

Nebengebäude die  auf Flurstück 96/6  entstehenden Baulasten in einer Tiefe 

von 2,50 m in der Baugrenzenausweisung beachtet.  

 

In der Ursprungssatzung wurde für das Flurstück 96/7 zusammen mit den 

Nachbargrundstücken ein gemeinsames  Baufeld 7 festgelegt. 

Aufgrund der Notwendigkeit der Festsetzung des Geh-, Fahr- und 

Leitungsrechtes auf Flurstück 86/22 zugunsten der Flurstücke 96/6 und 96/7 

sowie zur rechtlich klaren Darstellung der Abstandsflächen und Baulasten, wird 

das für den Geltungsreich der 2. Änderung und 2. Ergänzung  gesondert 

abgegrenzte Baufeld mit der Bezeichnung Baufeld 7.1 versehen. 

 

Die örtliche Veränderung und die flächenmäßige Erweiterung des Baufeldes 

haben keine negativen Auswirkungen auf das städtebauliche Gesamtkonzept. 

Die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 wird eingehalten. 
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 Fläche mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht gemäß § 9 (1) 21 BauGB 

Die dem Plangebiet nächstliegende öffentliche Verkehrsfläche ist die Straße 

Am Eichenring. Das Plangebiet grenzt nicht unmittelbar an die Straße Am 

Eichenring. Daher stellt der Eigentümer des Flurstückes 86/22 in einer Tiefe von 

2,58 m eine Fläche mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Flurstücke 

96/6 und 96/7 zur Verfügung.  Die Trasse ist in der Örtlichkeit bereits als 

geschotterter Fahrweg vorhanden. 

 

Die Festsetzung des Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes ist unabdingbar,  um die 

Erschließung der rückwärtigen Wohnbebauung bis zum Anschluss an eine 

öffentliche Verkehrsfläche zu sichern. 

Im Text (Teil B) ist unter I. 8 festgesetzt, dass auf dem mit Geh-, Fahr- und 

Leitungsrecht zugunsten der Flurstücke 96/6 und 96/7 und der Träger der Ver- 

und Entsorgung zu belastenden Fläche keine baulichen Anlagen errichtet und 

keine Gehölzanpflanzungen vorgenommen werden dürfen. 
 

5.2 Text (Teil B) und Nutzungsschablone 

 

Die Festsetzungen des Text (Teil B)  gemäß dem rechtskräftigen Bebauungsplan  

Nr. 16 i.d.F. der 1. Änderung und 1. Ergänzung wurden auf den Plan 

übernommen und gelten  für  die 2. Änderung und 2. Ergänzung fort. 

 

Für den Geltungsbereich der 2. Änderung und 2. Ergänzung wurden Zusätze 

aufgenommen, die der Untersetzung der zeichnerischen Darstellungen und 

rechtssicheren Regelung der Zulässigkeiten im Plangebiet dienen. 

 

Die Zusätze, betreffend die Punkte I. 1.1 und 1.2 und I. 8, werden durch 

gesonderten Hinweis sowie in Fettdruck und Kursivschrift hervorgehoben. 

 

I. Planrechtliche Festsetzungen 

 

1. Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 (1) 1 BauGB) 

 

Festgesetzt wird das Allgemeine Wohngebiet gemäß § 4 (1), 4 (2) 

BauNVO. 

 

In dem mit WA - Anlagen für ältere Menschen gekennzeichneten Baufeld 

1 sind nur Wohngebäude für Personen mit besonderem Wohnbedarf - 

und zwar eine Wohnanlage für ältere Menschen mit  

Betreuungsangeboten – zulässig.  

 

In den Baufeldern 2 bis 10 ist je Wohngebäude mindestens eine 

Dauerwohnung vorzusehen. 

In den Baufeldern 2 bis 10 sind je Wohngebäude maximal zwei 

Dauerwohnungen zulässig. 

Sofern nur eine Wohnung errichtet wird, ist auch eine Ferienwohnung 

zulässig. 

 



 12 

Ausnahmen im Sinne von § 4 (3) BauNVO zur Errichtung von 

- Betrieben des Beherbergungsgewerbes, 

- sonstigen nicht störenden Gewerbebetrieben,  

- Anlagen für Verwaltung, 

- Gartenbaubetrieben und 

- Tankstellen 

sind nicht zulässig.    

 

Änderung für den Geltungsbereich der 2. Änderung und 2. Ergänzung 

des Bebauungsplanes Nr. 16: 

 

1.1 Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 (1) 1 BauGB) 

 

(1)  

Gemäß § 4 (1) BauNVO dienen Allgemeine Wohngebiete vorwiegend 

dem Wohnen. 

(2)  

Gemäß § 4 (2) BauNVO  sind zulässig:  

1.  Wohngebäude,  

2.  die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und 

Speisewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe, 

3.  Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 

sportliche Zwecke. 

(3) 

Nicht zulässig sind Ausnahmen im Sinne von § 4 (3) 1. bis 5.  BauNVO.  

Dies schließt auch Ferienwohnungen  gemäß § 13 a BauNVO ein.   

Der Ausschluss von Ferienwohnungen erfolgt auf Grundlage des § 1 (6) 

BauNVO  i. V. m. § 4 (3) 1. und 2. BauNVO  aus städtebaulichen Gründen  

und zur Wahrung der allgemeinen Zweckbestimmung des Baugebietes. 

 

1.2 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 

(§ 9 (1) 6 BauGB) 

 

In  Einzelhäusern  sind  maximal  zwei  Dauerwohnungen zulässig. 
 

Begründung der Änderung: 

Die Festsetzungen sind erforderlich, um für das Plangebiet die zulässigen bzw. 

nicht zulässigen Nutzungen eindeutig zu definieren. 

Zur Ausräumung der in der Vergangenheit bestehenden Rechtsunsicherheit, ob 

in Wohngebieten Ferienwohnungen zulässig sind, werden entsprechend des in 

die Baunutzungsverordnung 2017 aufgenommenen § 13a Ferienwohnungen 

nunmehr mit kleinen Beherbergungsbetrieben (§ 4 (3) 1. BauNVO) und nicht 

störenden Gewerbebetrieben (§ 4 (3) 2. BauNVO) gleichgesetzt und können 

somit in Wohngebieten als zulässig festgesetzt werden.  

Für das Plangebiet sollen Ferienwohnungen ausgeschlossen werden, um die 

Zweckbestimmung des Wohngebietes dauerhaft zu wahren. 
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In der Ursprungssatzung war die Anzahl der zulässigen Wohnungen in 

Wohngebäuden unter Punkt 1, Absatz 3 festgesetzt. 

Da es sich aber nicht um eine Festsetzung nach § 9 (1) 1 BauGB, sondern nach 

§ 9 (1) 6 BauGB handelt, wird dies mit der aktuellen Planung korrigiert. 

Die gemäß Ursprungssatzung festgelegte Anzahl der zulässigen Wohnungen je 

Wohngebäude  mit maximal zwei Dauerwohnungen  wird beibehalten. 

Die Festsetzung erfolgt als Punkt 1.2, um die fortlaufende Nummerierung der 

textlichen Festsetzungen beibehalten zu können. 

 

8. Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen 

 (§ 9 (1) 21 BauGB) 

 

G/F/L 

Auf den mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Träger der 

Ver- und Entsorgung und der Anlieger zu belastenden Flächen dürfen 

keine baulichen Anlagen errichtet und keine Gehölze angepflanzt 

werden. 

 

Änderung für den Geltungsbereich der 2. Änderung und 2. Ergänzung 

des Bebauungsplanes Nr. 16: 

 

Auf dem mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Flurstücke 96/6 

und 96/7 und der Träger der Ver- und Entsorgung zu belastenden Fläche 

des Flurstückes 86/22 dürfen keine baulichen Anlagen errichtet und 

keine Gehölzanpflanzungen vorgenommen werden. 
 

L 

Auf den mit Leitungsrecht zugunsten des Zweckverbandes und der 

Gemeinde zu belastenden Flächen dürfen keine baulichen Anlagen 

errichtet und keine Gehölze angepflanzt werden. 

 

Begründung der Änderung: 

Unter Punkt 5.1 wurde bereits dargelegt, dass sich das Plangebiet nicht 

unmittelbar an die Straße Am Eichenring befindet und daher die Einräumung 

eines Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes notwendig ist,  um die Erschließung der 

rückwärtigen Wohnbebauung bis zum Anschluss an eine öffentliche 

Verkehrsfläche zu sichern. 
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9. Höhenlage baulicher Anlagen und bauliche Nutzung von 

Grundstücken für übereinanderliegende Geschosse und Ebenen 

sowie sonstiger Teile baulicher Anlagen  

  (§ 9 (3) BauGB) 

i. V. m.  

Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen 

gegen äußere Einwirkungen oder bei denen besondere bauliche 

Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten erforderlich sind  

(§ 9 (5) BauGB) 

 

Aus Gründen des Hochwasserschutzes sind folgende Maßnahmen 

umzusetzen: 

(1) 

Für alle baulichen Anlagen ist eine Standsicherheit gegenüber 

Wasserständen bis  2,10 m NHN sicherzustellen. 

(2) 

Die Mindesthöhe für die Oberkante des Fertigfußbodens im Erdgeschoss 

von 1,10 m über NHN ist einzuhalten.  

(3) 

Unterkellerungen sind  im gesamten Plangebiet unzulässig. 

(4) 

Bei der Errichtung elektrotechnischer Anlagen sowie der etwaigen 

Lagerung wassergefährdender Stoffe ist das BHW von 2,10 m NHN zu 

beachten. 

 

Das Staatliche Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern hat mit 

Stellungnahme vom 22.06.2018 mitgeteilt, dass „ das B-Plangebiet durch 

Hochwasser vom Achterwasser und der Krumminer Wieck beeinflusst wird. 

Gemäß der Richtlinie 2-5/2012 "Bemessungshochwasserstand und 

Referenzhochwasserstand" des Regelwerkes Küstenschutz M-V beträgt das 

Bemessungshochwasser (BHW), welches einen Ruhewasserspiegel darstellt und 

nicht den mit Hochwasser einhergehenden Seegang berücksichtigt, für den 

Vorhabenbereich 2,10 m NHN. 

Gegenwärtig liegt das vorhandene Gelände im Bereich des Änderungs-/ 

Ergänzungsbereiches bei Höhen zwischen 0,4 m NHN und 0,9 m NHN. 

Das Plangebiet wird durch den Landesküstenschutzdeich „Neuendorf" sowie 

dem Landeschutzdeich „Krummin" gegenüber erhöhten Wasserständen vom 

Achterwasser bzw. der Krumminer Wiek gesichert. Jedoch können beide 

Deiche infolge ihrer Kontur (vor allem Deichhöhe und Böschungsneigungen) 

unter Berücksichtigung der mit Sturmhochwasser einhergehenden 

Seegangsbelastungen gegenwärtig nicht das BHW von 2,10 m NHN kehren. 

Somit ist infolge der v. g. Höhen und der ufernahen Lage für den B-Planbereich 

eine Überflutungsgefährdung und/oder eine Gefährdung durch 

entsprechende Seegangsbelastungen zz. nicht auszuschließen. Mit einer 

Ertüchtigung der Sturmflutschutzanlagen ist erst mittelfristig zu rechnen. 

Bei Geländehöhen unterhalb des BHW sind hinreichende Schutzmaßnahmen, 

welche ggf. eine nicht vorliegende Eignung des Baugrundstückes im Sinne des 

§ 13 LBauO M-V kompensieren sollen, notwendig. 
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Gemäß § 5 Abs. 2 WHG ist jede Person, die durch Hochwasser betroffen sein 

kann, im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, geeignete 

Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur 

Schadensminderung zu treffen, insbesondere die Nutzung von Grundstücken 

den möglichen nachteiligen Folgen für Mensch, Umwelt oder Sachwerte durch 

Hochwasser anzupassen. 

Seitens des StALU Vorpommern wird zur Minimierung des 

Gefährdungspotenzials die Festsetzung folgender Schutzmaßnahmen im B-Plan 

gefordert: 

- Nachweis der Standsicherheit aller baulichen (auch Neben-) Anlagen 

gegenüber Wasserständen bis 2,10 m NHN 

- Ausschluss einer Überflutungsgefährdung für Wohn- und 

Beherbergungsbebauung bis mindestens 2,10 m NHN mittels geeigneter 

baulicher Maßnahmen (z. B. Geländeerhöhung, Festlegung der 

Fußbodenoberkante, Verschlusseinrichtungen in Gebäudeöffnungen, 

wasserdichtes Mauerwerk, Verzicht auf Unterkellerung) 

- Bei der Errichtung elektrotechnischer Anlagen sowie der etwaigen 

Lagerung wassergefährdender Stoffe ist das BHW von 2,10 m NHN zu 

beachten. 

 

In der Planzeichnung sind die überflutungsgefährdeten Bereiche im Sinne des § 

9 Abs. 1 Nr. 16c und § 9 Abs. 6a BauGB (Risikogebiete außerhalb von 

Überschwemmungsgebieten) sowie gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB (Flächen, 

bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere 

Einwirkungen oder bei denen besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen 

gegen Naturgewalten erforderlich sind) zu kennzeichnen.“ 

 

Die Gemeinde hat sich im Rahmen der  Abwägung  mit den Belangen des 

Küstenschutzes auseinandergesetzt und  zur Minimierung des 

Gefährdungspotentials im Text (Teil B) I. Punkt  9  o.g.  Auflagen zum 

Hochwasserschutz festgelegt. 

Im Rahmen der Abwägung hat die Gemeinde berücksichtigt, dass sich der 

Geltungsbereich der 2. Änderung und 2. Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 

16 auf einem Höhenniveau zwischen 0,45 m und 0,96 m über NHN befindet.   

Die das Plangebiet umgebenden Grundstücke liegen ebenfalls auf einem 

Höhenniveau um 1 m über NHN. 

Zur Sicherung der städtebaulichen Einfügung des Vorhabens in den 

Bebauungszusammenhang sowie zur Gewährleistung des höhenmäßigen 

Anschlusses an die umgebenden Höhen  der Grundstücke, des vorhandenen 

Privatweges und der Erschließungsleitungen wird die Mindesthöhe über 

Oberkante Fertigfußboden mit 1,10  über NHN festgelegt. 

Desweiteren sind für das Wohngebäude maximal zwei Vollgeschosse 

zugelassen, so dass der ausgebaute Dachraum als Rückzugsbereich dienen 

kann. 

Mit der Umsetzung der weiteren Forderungen des Staatlichen Amtes für 

Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern wird den Belangen des Küsten - und 

Hochwasserschutzes entsprochen.  
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Um den Festsetzungen zusätzlichen Nachdruck zu verleihen, werden die 

Flurstücke 92/6 und 92/8  mit  dem  Planzeichen  15.11   der    PlanZV  gemäß  § 

9 (5) 1 BauGB für „Umgrenzung der Flächen, bei deren Bebauung besondere 

bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten erforderlich sind“ 

versehen. 

 

Nutzungsschablone 

 

Für das Plangebiet wurde unter der Planzeichnung (Teil A) eine 

Nutzungsschablone mit der Überschrift Baufeld 7.1  abgebildet, die folgende  

Festlegungen enthält: 

 

Art der baulichen Nutzung WA  
Allgemeines Wohngebiet  gemäß §4 BauNVO 

 

Maß der baulichen Nutzung GRZ  0,4   
Grundflächenzahl gemäß § 19 BauNVO 

     als Höchstmaß 
 II  
zwei Vollgeschosse gemäß § 20  BauNVO 

     FBH über OK FB  0,50 m 
Fertigfußbodenhöhe über Oberkante Fahrbahn  

     als Höchstmaß 

     FH über OK FB 10,00 m 
Firsthöhe über Oberkante Fahrbahn  

     als Höchstmaß 

 

 

Bauweise    o   E 
offene Bauweise  gemäß § 22 (2) BauNVO 

nur Einzelhäuser zulässig 

 

Die Festsetzungen zu Art  und Maß der baulichen Nutzung sowie zur offenen 

Bauweise sind mit den in der Ursprungssatzung für das Baufeld 7 getroffenen 

Regelungen identisch. 

Gemäß Ursprungssatzung waren  zur Untersetzung der offenen Bauweise Einzel- 

und Doppelhäuser zulässig. 

Aufgrund der geringen Grundstücksgröße des Plangebietes soll im 

Geltungsbereich der 2. Änderung und 2. Ergänzung des  Bebauungsplanes Nr. 

16 nur ein Einzelhaus zulässig sein. 

 

Ermächtigungsgrundlage/Verfahrensvermerke 
 

Die Ermächtigungsgrundlage und die Verfahrensvermerke wurden 

ausgerichtet auf  die 2. Änderung und 2. Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 

16 auf dem Plan angeordnet. 
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6. Hinweise der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

 

Landkreis Vorpommern - Greifswald  

(Auszug aus der Gesamtstellungnahme vom 19.06.2018) 

 

 Gesundheitsamt 

„Die Trinkwasserversorgung des Plangebietes erfolgt vom Wasserwerk Zinnowitz 

im Verbund mit den Wasserwerken Karlshagen und Lodmannshagen. 

Der Betreiber der Wasserwerke Zinnowitz, Karlshagen und Verantwortlicher für 

die Trinkwasserversorgung ist der Zweckverband Wasser/Abwasser Insel 

Usedom in Ückeritz. 

 

Bezüglich der Trinkwasserversorgung muss sichergestellt werden, dass für das 

Plangebiet gesundheitlich einwandfreies Trinkwasser in der geforderten Menge 

und bei ausreichendem Druck zur Verfügung steht. 

 

Werden Anschlussarbeiten für eine neu zu verlegende Trinkwasserleitung 

notwendig, so ist deren Ausführung nur zugelassenen Fachbetrieben zu 

übertragen. 

 

Hierzu sind nur Geräte und Materialien zu verwenden, die den anerkannten 

Regeln der Technik entsprechen. 

 

Im Anschluss an die Verlegungsarbeiten der Trinkwasserleitung ist nach erfolgter 

Desinfektion und Spülung ein Nachweis über die mikrobiologisch einwandfreie 

Trinkwasserbeschaffenheit zu erbringen.“ 

 

Das Plangebiet ist trink- und abwasserseitig voll erschlossen. 

Für das  im Geltungsbereich der 2. Änderung und 2. Ergänzung des 

Bebauungsplanes Nr. 16 geplante Wohngebäude sind lediglich die 

Hausanschlüsse herzustellen. 

 

 Sachbereiche Bodendenkmalpflege und Baudenkmalpflege  

Baudenkmale sind im Plangebiet nicht vorhanden. 

Bodendenkmale sind im Plangebiet derzeit nicht bekannt. 

In den textlichen Hinweisen sind die Belange der Bodendenkmalpflege 

dargestellt.  

 

 Sachgebiet Naturschutz 

Gemäß der fachlichen Stellungnahme des SG Naturschutz  vom 10.07.2018  

sind die  Belange der unteren Naturschutzbehörde nicht betroffen. 

 

 Sachbereich Abfallwirtschaft 

„Die Satzung des Landkreises Vorpommern-Greifswald über die 

Abfallentsorgung (Abfallwirtschaftssatzung - AwS), in Kraft seit 1. Januar 2017, ist 

einzuhalten. Diese Satzung ist über das Umweltamt des Landkreises zu erhalten 

oder über die Internetseiten des Landkreises (http://www.kreis-vg.de) sowie der 

Ver- und Entsorgungsgesellschaft des Landkreises Vorpommern-Greifswald 

mbH (http://www.vevg-karlsburg.de/) verfügbar. 

http://www.kreis-vg.de/
http://www.vevg-karlsburg.de/)
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Die bei den Bauarbeiten anfallenden Abfälle sind ordnungsgemäß 

entsprechend den Forderungen des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 

24.02.2012 (BGBl. I S. 212), in der zuletzt gültigen Fassung, zu sortieren und 

anschließend einer Verwertung, Behandlung oder Entsorgung zuzuführen.“ 

 

Die Hausmüllbehälter sind durch den Grundstückseigentümer an den 

Abholtagen des Entsorgungsunternehmens an der Wendeanlage Am 

Eichenring zu deponieren. 

 

 Sachbereich Bodenschutz 

„Während der Baumaßnahme auftretende Hinweise auf 

Altlastverdachtsflächen (vererdete Müllkörper, Verunreinigungen des Bodens, 

Oberflächen- und Grundwassers, u.a.) sind der unteren Bodenschutzbehörde 

des Landkreises (Standort Anklam) sofort anzuzeigen. Die Arbeiten sind 

gegebenenfalls zu unterbrechen. 

Treten während der Baumaßnahme Überschussböden auf oder ist es 

notwendig, Fremdböden auf- oder einzubringen, so haben entsprechend § 7 

BBodSchG die Pflichtigen Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher 

Bodenveränderungen zu treffen. 

Die Forderungen der §§ 9 bis 12 der Bundes-Bodenschutz- und 

Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 12. Juli 1999 (BGBl. I. S. 1554) sind zu 

beachten. 

Ergänzend sind bei der Verwertung des anfallenden Bodenaushubs und 

anderer mineralischer Abfälle die Anforderungen an die stoffliche Verwertung 

von mineralischen Reststoffen/Abfällen Technische Regeln - der Mitteilungen 

der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) 20, Teile I, II und III, zu beachten.“ 

 

Mit den Festsetzungen der 2. Änderung und 2. Ergänzung des 

Bebauungsplanes Nr. 16 insbesondere zu Art und Maß der baulichen Nutzung, 

den grünordnerischen Maßnahmen gemäß Ursprungssatzung und den 

Vorgaben der Einbindung der Erschließung   in das örtliche Ver- und 

Entsorgungsnetz wird den  Belangen des Bodenschutzes entsprochen. 

 

 Sachbereich  Immissionsschutz 

„Hinsichtlich der Errichtung, der Beschaffenheit und des Betriebes von 

Feuerungsanlagen sind die Anforderungen der Ersten Verordnung zur 

Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über kleine 

und mittlere Feuerungsanlagen - 1. BlmSchV) einzuhalten. Insbesondere ist 

hiernach die Überwachung der Heizungsanlage durch den bevollmächtigten 

Bezirksschornsteinfeger zu gewährleisten. Gemäß §14 der 1.BlmSchV hat der 

Betreiber einer Feuerungsanlage innerhalb von 4 Wochen nach der 

Inbetriebnahme eine Messung von einem/einer Schornsteinfeger(in) 

durchführen zu lassen. 

Bezüglich der eventuellen Errichtung einer Wärmepumpe wird auf die 

Darlegungen des Leitfadens für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei 

stationären Geräten der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz 

(LA1) vom 28.08.2013 verwiesen. 
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Während der Bauphase sind die Bestimmungen der 32. Verordnung zur 

Durchführung des Bundes-lmmissionsschutzgesetzes (Geräte- und 

Maschinenlärmschutzverordnung - 32. BlmSchV) sowie die Immissionsrichtwerte 

der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm in der 

jeweils aktuellen Fassung einzuhalten.“ 

 

 Sachgebiet  Wasserwirtschaft 

„Die untere Wasserbehörde stimmt dem Vorhaben unter Berücksichtigung 

folgender Auflagen (A) und Hinweise (H) zu: 

Das Vorhaben befindet sich in der rechtskräftigen Trinkwasserschutzzone III der 

Wasserfassung Karlshagen Nr. MV-WSG-1848-03 (Kreistag Wolgast, Beschluss-Nr. 

17-2/74 vom 25.07.1974). (H)  

Beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen ist unverzüglich die zuständige 

untere Wasserbehörde zu benachrichtigen. (A) 

Das Abteufen von Bohrungen (außer im Rahmen von 

Baugrunduntersuchungen), die Nutzung von Erdwärme sowie das Errichten von 

Brunnen (z.B. für die Grundstücksbewässerung) sind aus wasserrechtlicher Sicht 

nicht genehmigungsfähig (Ansprechpartner: Herr Wegener, 03834-8760 3260). 

Die Trinkwasserversorgung und die Abwasserentsorgung ist mit dem 

zuständigen Zweckverband Wasser / Abwasser bzw. Rechtsträger der Anlage 

abzustimmen. (A) 

Eine fachgerechte Abwasserbehandlung ist sicherzustellen. (A) 

Die Ableitung des Regenwassers hat getrennt vom Abwasser zu erfolgen. (A) 

Von den Dach- und Stellflächen anfallendes unbelastetes Regenwasser kann 

schadlos gegen Anlieger auf dem Grundstück versickert werden. (H) 

Die Stellplätze für Kraftfahrzeuge sind so herzurichten, dass keine 

wassergefährdenden Stoffe (Treib- und Schmierstoffe) in den Untergrund 

versickern können. Festgestellte Verunreinigungen sind sofort zu beseitigen. (A) 

 

Die Auflagen und Hinweise der unteren Wasserbehörde sind durch den 

Vorhabenträger in der Erschließungsplanung zu berücksichtigen. 

 

 Sachgebiet Verkehrsstelle 

„Grundsätzlich bestehen unsererseits zur 2. Ergänzung und 2. Änderung des B-

Planes Nr. 16 „Wohnbebauung am Erlengrund" der Gemeinde Zinnowitz keine 

Einwände wenn: 

- die Zufahrt für Ver- und Entsorgungsfahrzeuge sowie Rettungsfahrzeuge 

gewährleistet ist, 

- durch (auch zu einem späteren Zeitpunkt geplante) Bebauung, 

Bepflanzung, parkende Fahrzeuge oder Werbeanlagen 

Sichtbehinderungen für Verkehrsteilnehmer nicht entstehen.“ 

 

Von der Erschließung des Grundstückes im Geltungsbereich der 2. Änderung 

und 2. Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 16 sind keine öffentlichen 

Verkehrsflächen betroffen. 
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Sonstige Träger öffentlicher Belange 

 

 Deutsche Telekom Technik GmbH 

(Auszug aus der Stellungnahme vom 27.06.2018) 

„In Ihrem Planungsbereich befinden sich keine Telekommunikationslinien der 

Telekom, wie aus dem beigefügten Plan zu entnehmen ist. 

Sollte vom Vorhabenträger eine telekommunikationstechnische Erschließung 

gewünscht werden, dann ist eine Erweiterung unseres Telekommunikations-

netzes erforderlich. 

Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die 

Koordinierung mit den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es 

notwendig, dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im 

Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH so früh wie 

möglich, mindestens 2 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden. 

Sollte durch den Bauherrn die Herstellung einer Hauszuführung für die 

Anbindung des geplanten Neubaus an das Telekommunikationsnetz 

gewünscht sein, muss der Antrag separat über den Bauherrenservice, 

Rufnummer 0800 330 1903 erfolgen. Weitere Hinweise finden Sie auch im 

Internet unter: www.telekom.de/umzug/bauherren !“ 

 

Gemäß dem mit der Stellungnahme übergebenen Bestandsplan ist im 

Geltungsbereich  der 2. Änderung und 2. Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 

16 kein Leitungsbestand der Deutschen Telekom Technik GmbH vorhanden. 

 

 E.DIS Netz GmbH 

(Auszug aus der Stellungnahme vom 24.05.2018) 

„Eine ausreichende Versorgung des geplanten Wohngebietes mit Elektro-

energie kann durch Erweiterung unseres vorhandenen Anlagenbestandes ab-

gesichert werden. Der bestehende Hausanschluss muss je nach Bebauung ggf. 

örtlich und in der Dimensionierung angepasst werden. 

Im Bereich der Zufahrten müssen im Zuge der Erschließung dann die 

Leitungsänderungsmaßnahmen durchgeführt werden. 

 

Sollten Anlagenteile baubehindernd wirken, ist schriftlich ein Antrag auf 

Baufeldfreimachung zu stellen. 

 

Zu gegebenem Zeitpunkt ist der erforderliche Leistungsbedarf bei uns anzu-

melden. Danach können die technische Lösung festgelegt und entsprechende 

Kostenangebote für eine Erschließung oder für Einzelanschlüsse ausgereicht 

werden.“ 

 

Der Bestandsplan der E.DIS Netz GmbH weist für das Grundstück keinen 

Leitungsbestand auf. 
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 Gasversorgung Vorpommern  Netz GmbH 

(Auszug aus der Stellungnahme  vom 24.05.2018) 

„In dem von Ihnen angegebenen Bereich befinden sich Versorgungsanlagen 

aus dem Verantwortungsbereich der Gasversorgung Vorpommern Netz GmbH.  

Gegen die 2. Änderung und Ergänzung des B-Planes Nr. 16, „Wohnbebauung 

am Erlengrund" hat die Gasversorgung Vorpommern Netz GmbH keine 

Einwände. Wir gehen davon aus, dass ein sicherer Betrieb der vorhandenen 

Anlagen weiterhin gewährleistet ist. 

Eine Versorgung mit Erdgas ist möglich. 

Vor Beginn der Erschließungsarbeiten ist der Abschluss einer entsprechenden 

vertraglichen Vereinbarung erforderlich.“ 

 

Entsprechend dem mit der Stellungnahme übergebenen Bestandsplan ist im 

Geltungsbereich  der 2. Änderung und 2. Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 

16 kein Leitungsbestand der Gasversorgung Vorpommern  Netz GmbH 

vorhanden. Die Leitungsbestände befinden sich in den öffentlichen 

Verkehrsflächen sowie als Hausanschlüsse auf dem jeweiligen Privatgrundstück. 

 

 Gesellschaft für Dokumentation und Telekommunikation mbH 

i. A. 

ontras Gastransport GmbH/VNG Gasspeicher GmbH     

(Auszug aus der Stellungnahme  vom 26.06.2018) 

„Im angefragten Bereich befinden sich keine Anlagen und keine derzeit 

laufenden Planunen der/s oben genannten Anlageneigentümer/s. 

Wir haben keine Einwände gegen das Vorhaben. 

Auflage: Sollte der Geltungsbereich bzw. die Planung erweitert oder verlagert 

werden oder der Arbeitsraum die dargestellten Planungsgrenzen 

überschreiten, so ist es notwendig, eine erneute Anfrage durchzuführen. Sofern 

im Zuge des o. g. Vorhabens die Durchführung von Baumaßnahmen 

vorgesehen ist, hat mindestens 4 Wochen vor deren Beginn eine erneute 

Anfrage durch den Bauausführenden zu erfolgen.“ 

 

 Freiwillige Feuerwehr Zinnowitz       

(Auszug aus der Stellungnahme  vom 09.07.2018)    

„Aus Sicht der Feuerwehr bestehen für die Änderung des o.g. B- Plans keine 

Bedenken. 

Die vorhandene Löschwasserversorgung des B- Plangebietes reicht für diese 

Änderung aus.“ 

 

 

 
 

Gemeinde Ostseebad Zinnowitz im August 2018 

 

Der Bürgermeister 


